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Drucksache 2695 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. September 1956 

4 — 20-500 — 1585/56 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Durchführung 
einer Repräsentativstatistik der Bevölkerung 
und des Erwerbslebens (Mikrozensus) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat In seiner 160. Sitzung am 15. Juni 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Entwurf 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drucdc: Bonner Unlversitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

über die Durchführung einer Repräsentativstatistik der 
Bevölkerung und des Erwerbslebens (Mikrozensus) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Im Geltung,s*bereich dieses Gesetzies wird in 
den Jahren 1956 bis einschließlich 1959 eine 
Statistik ider Bevölkerung und des Erwenbs- 
lebens auf repräsentativer Grundlage (Mikro- 
zensus) vierteljährlich als Bundes Statistik 
durchgeführt, und zwar einmal jährlich mit 
einem Auswahlsatz von 1 v. H. und dreimal 
jährlich mit einem Auswahlsatz von 0,1 v. H. 
der Bevölkerung. 

§ 2 

(1) Für diese Statistik werden folgende 
Tatbestände erfaßt: 

1. Anzahl und Namen der zur Haushaltung 
gehörenden Personen, deren Geschlecht, 
Alter, Stellung zum Haushaltungsvor- 
stand, Familienstand, Kinderzahl, Staats- 
angeihörlgkelt, Vertrieb enen-(Flüchtling;s-) 
eigenschaft, Wohnsitz und Wohnsitzver- 
änderungen, Körperbehinderung und ihre 
Ursachen, landwirtschaftliche Nutzfläche 
der Haushaltung; 

2. Beteiligung O'der Nichtbeteiligung am Er- 
wierbs- und Berufsleben, Im besonderen 
Beschäftigung und Arbeitslosigkeit, Beruf, 
Arbeitsstätte, beschäftigte Arbeitskräfte, 
Arbeitszeit und Versicherungsschutz. 

(2) Die Erfassung weiterer als der in Ab- 
satz 1 bezelchneten Tatbestände kann durch 


Rechtsverordnung nach § 6 Abs. 2 des Ge- 
setzes über die Statistik für Bundeszwecke 
(StatGes) vom 3. September 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1314) angeordnet werden. 

§ 3 

Auskunftspflichtig sind die volljährigen 
Mitglieder der Haushaltungen. 

§ 4 

(1) Die Erhebungen werden durch persön- 
liche oder schriftliche Befragung durchge- 
führt. 

(2) Die Auskunftspflichtigen sind berech- 
tigt, auf besonderen Vordrucken erfragte 
Angaben in verschlossenem Umschlag an das 
Statistische Landesamt einzusenden. 

(3) Die mit der Befragung zu betrauenden 
Personen sind von den zuständigen Landes- 
behörden auszu wählen; sie müssen Gewähr 
für Zuverrässigkeit und Verschwiegenheit 
bieten. 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


L Allgemeiner Teil 
Internationale Verpflichtungen 

Die bestehenden deutschen Statistiken rei- 
chen nach ihrer Anlage und nach den ver- 
wendeten Definitionen nicht aus, die von der 
Organisation für die wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit Europas (OEEC) geforderten Zah- 
len über das sogenannte Arbeitskraftvolumen 
und die Eeschäftigungs- und Erwerbslosig- 
keitsverh’ältnisse zu liefern. Der beste Weg, 
die Unterlagen zu gewinnen, besteht in der 
Durchführung von Repräsentativstatistiken, 
wie sie vom Rat der Organisation für die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit Europas den 
Mitgliedsrändern empfohlen [196. Sitzung 
vom 31. Oktober 1952 — C (52) 227 (Final)] 
und in einer Reihe europäischer Länder 
(z. B. England, Frankreich, Italien) mit gutem 
Erfolg eingeführt wurden. 

Die Aufgaben des Mikrozensus 

Aus dem Plan, diese internationalen Ver- 
pflichtungen zu erfüllen, hat sich das Vor- 
haben des deutschen Mikrozensus entwickelt, 
wobei diese ursprünglichen Ziele mit statisti- 
schen Aufgaben verbunden werden, die von 
Regierung, Verwaltung, Wirtschaft und Wis- 
senschaft der deutschen amtlichen Statistik 
gestellt werden und die durch die Notwen- 
digkeit bedingt sind, Veränderungen in der 
wirtschaftlichen Situation schnell zu erken- 
nen. Die Aufgaben des Mikrozensus sind 

1. international vergleichbare Zahlen über das 
Arbeitskraft Volumen gemäß den Empfeh- 
lungen der OEEC und des Internationalen 
Arbeitsamtes zu gewinnen, 

2. ein deutsches Berichtswesen zu schaffen, in 
dem in regelmäßigen kurzen Abständen 
schnell, billig und zuverlässig die wichtig- 
sten Veränderungen der bevölkerungs- 
und erwerbsstatistischen Daten ermittelt 
werden, um damit die vieljährige Lücke 
zwischen jeweils zwei Volks- und Berufs- 


zählungen zu überbrücken und die Ergeb- 
nisse auf dem neuesten Stand zu halten, 

3. verbesserte bevölkerungs- und wirtschafts- 
statistische Erkenntnisse zu gewinnen, die 
durch das System der persönlichen Befra- 
gung gegenüber der weniger zu verlässigen 
Ausfüllung der Fragebogen durch die Be- 
fragten selbst ermöglicht werden. 

Durch die bevölkerungsstatistischen Ergeb- 
nisse des Mikrozensus wird nicht nur die 
vieljährige Spanne zwischen zwei Volkszäh- 
lungen überbrückt, für die international 
10 Jahre empfohlen wird, sondern auch Ma- 
terial zur Beurteilung der Frage geschaffen 
werden, inwieweit bei künftigen Zählungen 
ein Teil des Frage- und Aufbereitungspro- 
gramms repräsentativ durchgeführt werden 
kann. 

Ferner kann mit der Organisation des 
Mikrozensus eine Reihe von wichtigen sta- 
tistischen Aufgaben mit relativ geringen zu- 
sätzlichen Kosten gelöst werden, indem 
andere Erhebungen, -die die persönliche Be- 
fragung von Einzelpersonen oder Haushal- 
tungen erfordern, mit dieser Erhebungs- 
organisation durchgeführt werden. Die beim 
Mikrozensus einmal jährlich vorgesehene Be- 
fragung von 1 V. H. aller Haushaltungen lie- 
fert in aller Regel auch bei zusätzlichen Fra- 
gen hinreichend große Beobachtungszahlen 
und brauchbare statistische Ergebnisse. 

Die Kosten 

Die Höihe der Kosten für den Mikrozensus 
hängt vom Umfang des Tabellenprogramms 
ab. Für ein vorräufiges Programm, das im 
einzelnen ständiger Beratung und 'Weiterent- 
wicklung bedarf, würden insgesamt 1029 500 
DM erforderlich werden. Da die Erhdbung 
und Aufbereitung der Statistik den Landes- 
ämtern obliegen, entstehen dort rund 
92 V. H., beim Bunde 8 v. H. der Kosten. 
Sie sind nach § 8 des Statistischen Bundes- 
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gesetzes auch in diesem Verhältnis von den 
Ländern und dem Bund zu tragen. 

II, Die einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Diese Vorschrift legt den Bereich und die 
Periodizität der Erhebung fest. Der Mikro- 
zensus wird vierteljährlich im Bundesgebiet 
durchgeführt. 

Der Mikrozensus bedient sich des modernen, 
Zeit und Kosten sparenden Repräsentativ- 
verfahrens. In einer auf repräsentativer 
Grundlage durchgeführten Statistik werden 
die Erhebungsmerkmale nicht bei der Ge- 
samtbevölkerung, sondern nur in einer klei- 
neren Stichprobe erhoben. Diese Stichprobe 
wird nach den mathematischen Grundsätzen 
der Wahrscheinlichkeitslehre so ausgewählt, 
daß sie zuverlässig ein verkleinertes Abbild 
der Gesamtheit darstellt. 

Der Kreis der Befragten erstreckt sich auf die 
gesamte Bevölkerung, aus der bei jeder Er- 
hebung nur ein bestimmter Teil befragt 
wird. Erst im Laufe vieler Jahre werden fast 
alle Haushaltungen einmal für diese Er- 
hebung in Anspruch genommen worden sein. 
Neben der einmal im Jahr mit einem Aus- 
wahlsatz von 1 V. H. durchzuführenden Er- 
hebung sind noch drei Erhebungen im Jahr 
mit einem Auswahlsatz von je 0,1 v. H. vor- 
gesehen. 

Zu § 2 

In diesem Paragraphen werden die Tatbe- 
stände der Erhebung festgelegt. Dabei han- 


delt es sich um Merkmale der Bevölkerung 
und des Erwer'bslebens, im besonderen um 
solche, die eine genaue Durchleuchtung der 
Beschäftigungssituation erlauben sollen. Die 
Definitionen stimmen mit den internatio- 
nalen Anforderungen überein. 

Mit den Erhebungen kann die Erfassung 
anderer Tatbestände verbunden werden, so- 
fern deren Erfassung rechtlich geregelt ist. 

Zu § 3 

Diese Vorschrift regelt die Auskunftspflicht 
für den Mikrozensus im Sinne des Abschnit- 
tes V des Gesetzes über die Statistik für Bun- 
deszwecke (StatGes) vom 3. September 1953 
(BGBl. I S. 1314). 

Zu § 4 

Im Absatz 1 wird die Befragungsart — in der 
Regel persönliche Befragung — festgelegt. 

Der Absatz 2 räumt den Befragten die Mög- 
lichkeit ein, Angaben, die auf besonderen 
Vordrucken erfragt werden, auch vor den 
Ermittlern geheimzuhalten. 

Absatz 3 regelt die Zuständigkeit für die 
Auswahl der Ermittler, deren Zuverlässigkeit 
und Verschwiegenheit zum Schutz des be- 
fragten Staatsbürgers notwendig sind. 

Zu § 5 und 6 

Diese Vorschriften entsprechen der üblichen 
Fassung. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 15. Juni 1956 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 11. Mai 1956 — 4 — 20500 — 1585/56 — 
beehre Ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat In seiner 160. Sit- 
zung am 15. Juni 1956 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Durchführung 
einer Repräsentativstatistik der Bevölkerung 
und des Erwerbslebens (Mikrozensus) 

wie folgt Stellung zu nehmen; 

Die Bundesregierung wird gebeten, den Entwurf so lange zurückzu- 
stellen, bis sie Vorschläge darüber vorlegen kann, welche bestehen- 
den Statistiken durch den Mikrozensus ersetzt werden und daher 
wegfallen können. 

Begründung 

Angesichts der überaus großen Zahl bestehender Statistiken er- 
scheint es nicht vertretbar, eine materiell nicht begrenzte zusätzliche 
Statistik einzuführen, ohne daß feststeht, daß damit bestehende 
Statistiken künftig entbehrlich werden. 

Für den Fall, daß die Bundesregierung diesem Antrag nicht Rech- 
nung tragen sollte, werden nachstehende Änderungen vorgeschlagen: 

1. Zur Präambel 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen; 

„Der Bundestaig hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende 
Gesetz beschlossen;“ 



Begründung 

In § 4 des Entwurfs wird das Verwaltungsverfahren der Erhebung 
bei den Landesbehörden geregelt. Nach Artikel 84 Abs. 1 GG ist 
hierzu die Zustimmung des Bundesrates erforderlich. 

2. Zu § 2 

Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Diese Bestimmung ist im Hinblick auf § 6 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Statistik für Bundeszwecke entbehrlich. 


von Hassel 



Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


I. 

Die Bundesregierung kann der im Beschluß 
vom 15. Juni 1956 vertretenen Auffassung 
des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes 
über den Mikrozensus nicht zustimmen. 

Die Zwecke des Mikrozensus, die Notwen- 
digkeit seiner Einführung und die Möglich- 
keiten der Rationalisierung, die seine Me- 
thode bietet, sind in der Begründung zum 
Entwurf und in der Plenarsitzung des Bun- 
desrates am 15. Juni 1956 vom Herrn Be- 
richterstatter des Bundesratsausschusses für 
innere Angelegenheiten eingehend darge- 
stellt worden. 

Der Beschluß des Bundesrates läßt nicht er- 
kennen, wie die Bundesrepublik Deutschland 
dem Verlangen der OEEC nachkommen 
sollte, Zahlen über das Arbeitskraftvolumen, 
die Beschäftiguuhgs- und die Erwerbslosig- 
keitsverhältnisse zu liefern. Die Bundesregie- 
rung hat in der Begründung zum Entwurf 
darauf hingewiesen, daß die bestehenden 
deutschen Statistiken nach ihrer Anlage und 
den verwendeten Definitionen dazu bisher 
nicht ausreichten. Der Bundesrat hat diese 
Darlegungen nicht entkräftet. 

Die Bundesregierung hat ferner ausdrücklich 
darauf hingewiesen, daß laufende und künf- 
tige Statistiken daraufhin geprüft werden 
sollen, ob sie mit der Methode des Mikrozen- 
sus im Repräsentativverfahren schneller und 
billiger als bisher durchgeführt werden kön- 
nen, daß etwa 30 Mio DM durch den Weg- 
fall der für 1955 vorgesehenen Volkszählung 
gespart worden seien und daß der Mikrozen- 
sus es ermögliche, sich internationalen Emp- 
fehlungen anzuschließen und den Zwischen- 
raum zwischen den Volkszählungen auf 
10 Jahre zu verlängern. Ohne daß aber die 


Methode des Mikrozensus zunächst gesetz- 
lich angeordnet wird und ohne daß der zu 
seiner Durchführung notwendige Mitarbei- 
terstab bestellt wird und sich eingearbeitet 
hat, ist es unmöglich, genau anzugeben, 
„welche bestehenden Statistiken“ außerdem 
„künftig entbehrlich werden“. Dieses Ver- 
langen des Bundesrates ist erst erfüllbar, 
wenn das Gesetz beschlossen und durchge- 
führt worden ist, nicht aber vorher. 

Die Bundesregierung ist daher der Auffas- 
sung, daß das Gesetz jetzt verabschiedet 
werden sollte. 


II. 

Mit dem Eventualvorschlag des Bundesrates 
zur Präambel kann sich die Bundesregierung 
ebenfalls nicht einverstanden erklären. Der 
Absatz 1 des § 4 stellt eine materielle Rege- 
lung dar. Er schreibt vor, daß die Auskunfts- 
pflichtigen sowohl auf schriftliche als auf 
mündliche Fragen antworten müssen, greift 
also nicht in das Verwaltungsverfahren der 
Länder ein. Auch der Absatz 2 enthält eine 
materielle Vorschrift, er gibt dem Auskunfts- 
pflichtigen ein besonderes Recht; das Ver- 
waltungsverfahren der Länderbehörden ist 
hier nicht angesprochen. Absatz 3 stellt ledig- 
lich eine Aufgabe, ohne zu bestimmen, wie 
diese Aufgabe von den Länderbehörden 
durchzuführen ist; im übrigen legt er die 
Anforderungen fest, die an die Persönlich- 
keit der Befrager zu stellen sind. Die Bundes- 
regierung hält daher das Gesetz über den 
Mikrozensus nicht für zustimmungsbedürf- 
tig. 

Mit dem Eventualvorschlag zu § 2 erklärt 
sich die Bundesregierung einverstanden. 
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